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München. Mit über 1,2 Milliar-
den Euro wurden seit 1971 städte-
bauliche Projekte in 294 Gemein-
den und Städten in Oberbayern
gefördert. „Ich freue mich, dass in
den vergangenen Jahrzehnten in
vielen oberbayerischen Städten
und Gemeinden Projekte angesto-
ßen wurden, die zu einer spürba-
ren Verbesserung der Lebensqua-
lität für die Bewohner geführt ha-
ben. Auch in Zukunft wird mithilfe
der Städtebauförderung das ge-
meinschaftliche Leben vor Ort ge-
stärkt und nachhaltig verbessert“,
verspricht Regierungspräsident
Dr. Konrad Schober anlässlich des
50. Jubiläums der Städtebauförde-
rung. Eine neue Broschüre der Re-
gierung von Oberbayern stellt nun
beispielhafte Maßnahmen der
vergangenen Jahre vor.

Seit 1971 gibt es die Städtebau-
förderung in Deutschland, die
sich seitdem aus Sicht der Regie-
rung zu einer Erfolgsgeschichte
entwickelt hat: „Vom Erhalt und
der Revitalisierung von Ortsker-
nen und ortsbildprägenden Ge-
bäuden bis hin zur Entsiegelung
und Durchgrünung des Bestands
ist die Förderung auch internatio-
nal einmalig“, erklärt Pressespre-
cher Wolfgang Rupp.

7500 Einzelprojekte
wurden bezuschusst

Insgesamt wurden in den ver-
gangenen 50 Jahren von der Vor-
bereitung bis zur Fertigstellung
mehr als 7500 Einzelmaßnahmen
in Oberbayern bezuschusst. Hier-
für standen über 1,2 Milliarden
Euro an Fördermitteln zur Verfü-
gung, alleine im Jahr 2021 betru-
gen sie rund 65 Millionen Euro.
Die Finanzmittel werden vom
Bundestag und dem Bayerischen
Landtag zur Verfügung gestellt.
Mit Hilfe dieser finanziellen
Unterstützung konnten seit Be-
ginn der Förderung in Oberbay-
ern 294 Kommunen Maßnahmen
der Städtebauförderung initiie-
ren, planen und umsetzen. Die
Regierung von Oberbayern steht
den Kommunen für die notwendi-
gen Prozesse beratend zur Seite
und unterstützt bei der Suche
nach der bestmöglichen Förde-
rungsmöglichkeit.

Ein wichtiger Faktor der Städte-
bauförderung ist der Erhalt von

1,2 Milliarden Euro in Städtebau-Projekte investiert

Ortskernen als wirtschaftlicher,
kultureller und sozialer Mittel-
punkt. Unter dem Programm „Ak-
tive Zentren“ wurde beispielswei-
se die Bestandssanierung der
denkmalgeschützten Stadthalle
in Penzberg im Landkreis Weil-
heim-Schongau gefördert, die als
zentraler Veranstaltungsraum für
örtliche Vereine und der örtlichen
Kultur fungiert. Insgesamt wurde
die Maßnahme mit 1,8 Millionen
Euro an Fördergeldern unter-
stützt.

In der Stadt Traunstein wurde

Regierung von Oberbayern zieht nach 50 Jahren Bilanz – Herausragende Objekte werden in Broschüre vorgestellt

die Sanierung des Kunst- und Kul-
turzentrums Klosterkirche mit
4,65 Millionen Euro gefördert, die
Gesamtkosten lagen bei rund 14
Millionen Euro. Die Stadt sanierte
und modernisierte die denkmal-
geschützte Klosterkirche mit dem
ehemaligen Klostergebäude und
machte sie zu einem Kulturforum,
das nun modernste Veranstal-
tungsräume und die Städtische
Galerie beherbergt. Aufgrund der
Komplexität der Planung und
Bauarbeiten dauerte es knapp
acht Jahre bis zur Fertigstellung.

Baubeginn war dort im April 2017
und Eröffnung im Oktober 2020,
wie Planer Peter Färbinger vom
Architekturbüro „Färbinger Ross-
my“ aus München erklärt.

Im Programm „Stadtumbau-
West“ wird unter anderem die
Neugestaltung des Südtiroler Plat-
zes vor dem Bahnhof in der Stadt
Rosenheim gefördert. Der bereits
fertiggestellte regionale Busbahn-
hof sowie der Bau eines Fahrrad-
parkhauses wurden bisher mit
rund 2,84 Millionen Euro bezu-
schusst. Ziel der städtebaulichen

Maßnahmen rund um die Mobili-
tät ist es, die Aufenthaltsqualität
des Öffentlichen Raumes zu ver-
bessern.

Dass auch städtebauliche Maß-
nahmen aktiv zum Klimaschutz
beitragen können, beweisen zahl-
reiche Projekte für einen klimage-
rechten Um- und Weiterbau des
öffentlichen Raums und inner-
städtischen Freiflächen, der Flä-
chen schont und Versiegelung
vermeidet. So wurde etwa der Bür-
gerpark Kennedywiese in Puch-
heim im Landkreis Fürstenfeld-

bruck unter Mitwirkung der Bür-
ger neu gestaltet und wird nun als
Kinderspielplatz und Freifläche
genutzt. Aus dem „Investitionspa-
ket Integration im Quartier“ wur-
den hierfür rund 1,27 Millionen
Euro bereitgestellt.

Vier Millionen Euro für
Objekt in Unterwössen

Die Bedeutung kommunaler
Kooperationen, gerade bei kleine-
ren Städten und Gemeinden, ist
laut der Regierung von Oberbay-
ern auch im Städtebau in den ver-
gangenen Jahren gewachsen.
Zwei oder mehrere Gemeinden
können ihre Ressourcen bündeln,
Kosten sparen und durch die ge-
meinschaftliche Nutzung von Ge-
bäuden wertvolle Synergien bil-
den. In Unterwössen im Landkreis
Traunstein schlossen sich bei-
spielsweise die Gemeinden des
Achentals für eine Nachfolgenut-
zung des alten Hallenbads zusam-
men. Nun befinden sich dort
unter anderem ein Bürgersaal, die
Touristeninformation und eine
Kinderbetreuung. Diese Sanie-
rung wurde mit rund vier Millio-
nen Euro gefördert, insgesamt wa-
ren knapp 7,5 Millionen Euro in-
vestiert worden.

Zur Historie: Das Städtebauför-
derungsgesetz des Bundes vom
August 1971 bildete die Grundlage
für die Beseitigung der sogenann-
ten „Städtebaulichen Missstän-
de“. Städte und Gemeinden kön-
nen so Sanierungsgebiete festle-
gen und haben die Möglichkeit,
fachliche und finanzielle Unter-
stützung von staatlicher Seite zu
erhalten. Seit 1987 ist diese Norm
als „Besonderes Städtebaurecht“
in das Baugesetzbuch (BauGB) in-
tegriert.

Unter dem Titel „50 Jahre Städ-
tebauförderung: bewahren | er-
neuern | gestalten“ werden nun in
einer Broschüre der Regierung
von Oberbayern 50 herausragen-
de Maßnahmen, eingeteilt in vier
Kategorien, aus ganz Oberbayern
vorgestellt. Dabei liegt der Fokus
exemplarisch auf gebauten Pro-
jekten, die jedoch nicht das ganze
Spektrum an durchgeführten Pro-
jekten abbilden können. Die Bro-
schüre „50 Jahre Städtebauförde-
rung“ ist auch über die Internet-
seite der Regierung von Oberbay-
ern abrufbar und kann dort als
PDF kostenlos heruntergeladen
werden. − hr

Geldzufluss stoppen
Zum Artikel „Allen Widerständen
zum Trotz“ vom 2. März:

„Die Kirchenaustritte alleine
werden in den Chefetagen der ka-
tholischen Kirche nicht zwangs-
läufig zu Einsicht und Verände-
rungen führen. Schließlich wer-
den die Gehälter von Kardinälen
wie Woelki, der Bischöfe, Erzbi-
schöfe und Vikare (seit über 200
Jahren) aus normalen Steuergel-
dern bezahlt und nicht aus der
Kirchensteuer. Blockierer und
Vertuscher können sich ihrer
Existenz somit absolut sicher
sein. Dieser Sumpf kann nur aus-
getrocknet werden, wenn der
Geldzufluss versiegt. Wenn es
Würdenträger und deren Dulder
gibt, die so wenig empfindlich
sind gegenüber der Würde von
Kindern und Jugendlichen, dann
werden sie vielleicht empfind-
lich, wenn es an die eigene und
hoch dotierte Existenzgrundlage
geht. Es ist wahrlich an der Zeit
für eine Gesetzesänderung und
für eine finanzielle Trennung von
Kirche und Staat.“

Heinz Oeben
Bad Reichenhall

Ehren aberkennen
Zum Artikel „Büromitarbeiter

von Altkanzler Schröder werfen
hin“ vom 2. März:

„Wenn Herr Altkanzler Schrö-
der sich selbst nicht von seinem
Freund und Kriegsverbrecher Pu-
tin distanziert, dann sollte ihm
der Bundespräsident alle seine
Ehrungen und Auszeichnungen
aberkennen, ich würde sogar sa-
gen, der Mann ist nicht würdig,
länger die deutsche Staatsbürger-
schaft zu tragen. Herr Bundesprä-
sident, erkennen Sie sie ihm ab.“

Herbert Rißel
Burghausen

Spätes Umdenken
Zum Artikel „Längere AKW-Lauf-
zeiten: Isar 2 bietet Prüfung an“
vom 2. März:

„Anscheinend dämmert es den
absoluten Befürwortern der
Energiewende langsam, dass
unser Energiebedarf nur mit wet-
terabhängigen Energieformen
auch nicht nur annähernd ge-
deckt werden kann. Schlimm nur,
dass für diese Erkenntnis erst der
grausame Ukrainekrieg kommen
musste. Erstaunlich ist, dass wir
trotz jahrelanger Diskussionen
immer noch so abhängig von den
so vielfach gescholtenen fossilen
Energien wie Erdgas, Erdöl und
Kohle sind, die wir, wie bekannt,
zu rund fünfzig Prozent aus Russ-

land beziehen (müssen). Jetzt
denken sogar die Grünen , die als
eines ihrer Kernthemen viele Jah-
re von der Verteufelung der
Atomkraft gelebt haben, über
eine Verlängerung dieser effekti-
ven und klimaneutralen Energie-
form nach. Wenn wir schon vor
Jahren konsequenter umgesteu-
ert hätten, gäbe es jetzt ein Pro-
blem weniger in dieser unseligen
Ukrainekrise, ein Fehler, der al-
lerdings keineswegs nur den Grü-
nen anzulasten ist, sondern
schwerpunktmäßig auch Frau
Merkel, die ohne wirklich zwin-
genden Grund den Ausstieg aus
der Kernenergie beschlossen und
eingeleitet hat. Interessant ist in
diesem Zusammenhang auch,
dass die so hochtrabenden und
vollmundig angekündigten Maß-
nahmen der neuen Ampelregie-
rung, gerade auch auf dem Ener-
giesektor, schneller als erwartet
von dem realen Weltgeschehen
eingeholt und zumindest ein
Stück weit schon jetzt zur Maku-
latur geworden sind.“

Reinhard Maßberg
Johanniskirchen

Amerika weit weg
Zum Krieg in der Ukraine:

„Amerika wieder mal weit weg.
Was hat man damals beim Zerfall

der Sowjetunion Gorbatschow
versprochen? Keine Nato-Ost-
erweiterung. Was ist passiert,
man hat den osteuropäischen
Staaten Versprechen gemacht
mit Geld und Waffen, damit sie
der Nato von sich aus beitreten.
War also von Haus aus klar, dass
sich Putin dann wehren wird.
Man stellt jetzt Putin als Kriegs-
treiber hin, obwohl die Anstifter
ganz woanders zu suchen sind.
Ich bin wahrlich kein Putin-
freund, aber die Nato, verlänger-
ter Arm der Amerikaner, hat nicht
aufgehört, die Oststaaten zu be-
drängen. Wer hat seit langer Zeit
immer wieder irgendwo auf der
Welt, angeblich im Namen der
Demokratie, Umstürze und Krie-
ge angezettelt? Und wie immer:
Amerika weit weg.“

Willi Weindinger
Ringelai

Unsterblich werden
Zum selben Thema:

„Bei der Betrachtung des An-
griffskrieg von Putin wird viel zu
sehr die Geschichte, die Vergan-
genheit in den Vordergrund ge-
stellt. Damit wird dem Kriegsver-
brecher Putin nur in die Karten
gespielt. In Wirklichkeit geht es
nicht um Russland, geht es nicht
um die Ukraine, geht es nicht um

Vergangenes, sondern nur um
die Person Putin. Er benutzt sein
teils erfundenes Geschichtsbild
dazu, sich selbst zu verwirkli-
chen, ein großer Name in der Ge-
schichte Russlands zu werden.
Wie viele Politiker will er unsterb-
lich werden, da dies mit notwen-
digen Reformen der russischen
Gesellschaft nicht möglich ist, hat
er sich dafür entschieden, in ver-
brecherischer Art und Weise sei-
ne Rolle in der Geschichte mit
Gewalt und Eroberungen festzu-
schreiben. Außerdem ist sichtbar,
dass dem Mann auch gesundheit-
lich die Zeit davon läuft. Gleich-
zeitig erhofft er sich durch diesen
Angriffskrieg, die eigene Bevölke-
rung von den maroden und kor-
rupten Zuständen in Russland
ablenken zu können. Wobei ihm
wohl vollkommen gleichgültig
ist, wie es seiner Bevölkerung
geht, das verbindet ihn in der
Empathielosigkeit mit seinem
Freund Trump. Beendet werden
kann dieser Wahnsinn nur von
seinem unmittelbaren Umfeld,
wie es früher in der UdSSR oder
im Zarenreich üblich war. Was
mich seit Jahren wundert, ist die
Nibelungentreue der deutschen
Linken zu Putin und Moskau,
man hat 30 Jahre nicht wahrge-
nommen, dass Jelzin und Putin

HIER HABEN UNSERE LESER DAS WORT

keine Sozialisten mehr waren,
sondern eher Raubtierkapitalis-
ten und sie im Grunde politisch
den europäischen Rechtspartei-
en näher gestanden sind. Inner-
halb von zwei Jahren hat sich
unser Leben völlig verändert, erst
durch das Virus ‚Corona‘, nun
durch das Virus ‚Putin‘. Unge-
wissheit ist nun in uns, wie wird
die Zukunft aussehen?“

Christian Meininger

Bad Reichenhall
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Die Sanierung und Modernisierung der Klosterkirche Traunstein mit dem ehemaligen Klostergebäude wurden mit 4,65 Millionen Euro gefördert,

insgesamt wurden dort bis zur Eröffnung im Oktober 2020 rund 14 Millionen Euro investiert. − Foto: Ralf Dieter Bischoff

In Tyrlaching im Landkreis Altötting hat die Gemeinde das denkmalge-

schützte Wirtshaus erworben, saniert und mit einem Ersatzbau für die

Zukunft fit gemacht. ZudenGesamtbaukostenvon rund5,5MillionenEuro

gab es über die Städtebauförderung einen Zuschuss von rund 4,2 Millio-

nen Euro. − Fotos: Regierung von Oberbayern

In Ainring im Berchtesgadener Land wurde der ehemalige Pfarrhof für

973 000 Euro saniert, umPlatz für anerkannte Flüchtlinge zu schaffen. Die

Regierung förderte das Projekt mit 540 000 Euro und berichtet, dass dort

nun Platz für drei Familien geschaffen wurde und das baukulturelle Erbe

für künftige Generationen erhalten werden konnte.


